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1. Kapitel: Einführung, systematische Stellung des Mietrechts
im BGB

I. Einführung

1. Wohnsituation in Deutschland

Wohnen und Mieten sind politische Dauerthemen. Während einerseits die
Mieten in Ballungsräumen seit Jahren in die Höhe schnellen, versucht die
Politik mit allerhand Instrumenten den sozialen Frieden auf demWohnungs-
markt aufrechtzuerhalten. Maßnahmen wie die Mietpreisbremse oder der
Berliner Mietendeckel werden einerseits begrüßt, und andererseits wird
vor einem Rückgang der Investitionen auf dem Wohnungsmarkt aufgrund
zu intensiver Eingriffe gewarnt. Bereits bei der Betrachtung der einschlägi-
gen Zahlen zeigt sich, dass das Mieten von großer Relevanz für die Bevölke-
rung ist. Im Jahr 2018 lebten 58% aller Haushalte in Deutschland in einer
gemieteten Wohnung. Insgesamt existierten im Jahr 2018 23,5 Mio. Miet-
haushalte1. Von den Menschen in Deutschland, die alleinlebend sind, waren
74% Mieterinnen oder Mieter. Und von den alleinerziehenden Frauen und
Männern lebten sogar 81% in einer gemieteten Wohnung2.

Zum Ende des Jahres 2018 existierten deutschlandweit knapp 42,2 Mio.
Wohnungen. Das heißt, dass je 1000 Einwohnerinnen und Einwohner 509
Wohneinheiten verfügbar waren3.

Das Wohnraummietrecht hat, diesen Zahlen zufolge, eine ganz grundle-
gende Bedeutung für einen Großteil der Bevölkerung. Das ergibt sich einer-
seits aus dem genannten Anteil der Mieter an der Gesamtbevölkerung.
Andererseits ist das Wohnraummietrecht eine besonders wichtige und pra-
xisrelevante Materie, weil das Wohnen einen zentralen Aspekt der privaten
Lebensgestaltung, des Rückzugs, des Familienlebens und der Persönlich-
keitsentwicklung der Menschen regelt. Neben den Interessen der Mieterin-
nen und Mieter betrifft das Mietrecht zugleich auch die Interessen der Ver-
mieterinnen und Vermieter. Sie sind es, die wesentlich durch Investitionen
dazu beitragen, dass überhaupt Wohnraum gebaut und instandgehalten
wird. Das Mietrecht muss deshalb auch die berechtigten Interessen der Ver-
mieterseite an der Wirtschaftlichkeit und der Gewinnerzielung durch die
Vermietung insbesondere von Wohnraum berücksichtigen und schützen.
Da in Deutschland keine staatlich gelenkte Wohnungswirtschaft existiert

1 Statistisches Bundesamt 2019a, S. 12.
2 Statistisches Bundesamt 2019a, S. 17.
3 Statistisches Bundesamt 2019b, S.7.
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und diese von der Politik und Gesetzgebung auch nicht gewollt ist, hat das
Mietrecht die schwierige Aufgabe, die unterschiedlichen Interessen auszu-
gleichen. Die sozialen Interessen der Mieterinnen und Mieter an bezahlba-
rem, lebenswürdigem und auch modernem und energiesparendem Wohn-
raum stehen den wirtschaftlichen Interessen der Vermieterinnen und Ver-
mieter gegenüber.

2. Geschichte des Mietrechts

Die Konflikte der unterschiedlichen Interessen imMietverhältnis zeigen sich
bereits in der historischen Entwicklung des Mietrechts. Mit dem Inkrafttre-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) im Jahr 1900 war das Mietrecht
hauptsächlich vom Grundsatz der Privatautonomie geprägt. Dieser Grund-
satz besagt, dass die Vertragsparteien im Privatrechtsverhältnis frei sind, ob
sie ein Rechtsverhältnis abschließen und auch über die Freiheit verfügen, mit
welchem Inhalt das Rechtsverhältnis ausgestaltet werden soll.4 Die Privat-
personen sollen in diesem Sinne frei und selbstbestimmt und ohne staatliche
Bevormundung ihre Lebensverhältnisse gestalten können; eben auch indem
sie frei mit anderen Privatpersonen kontraktieren.5

War das Mietrecht des BGB zu Beginn des 20. Jahrhunderts von ebenje-
ner privaten Abschluss- und Gestaltungsfreiheit für die Mietverhältnisse
geprägt, so zeigte sich im weiteren Verlauf, dass zwischen Vermieterinnen
und Vermietern einerseits und Mieterinnen und Mietern andererseits
enorme Ungleichgewichte entstehen konnten. Besonders die Mieterseite
geriet meist in große Abhängigkeit von der Vermieterseite. Einen speziellen
Mieterschutz sah das ursprüngliche BGB jedoch nicht vor. Die Mieterinnen
und Mieter hatten lediglich das Recht zur außerordentlichen Kündigung,
wenn vom Wohnraum eine Gesundheitsgefährdung ausging. Dieses Recht
begründete sich im schlechten Zustand der Mietskasernen, die durch die
rasche Urbanisierung und die miserable Lage der neuen Arbeiterschaft ent-
standen waren.6

Spätestens in der Folge des ErstenWeltkrieges begann der Gesetzgeber, im
Wohnraummietrecht stärker vom Grundsatz der Privatautonomie abzuwei-
chen und Schutzvorschriften für Mieterinnen und Mieter zu erlassen. Wäh-
rend der Zeit derWeimarer Republik wurde erstmals einMieterschutzgesetz
erlassen, das Bestimmungen über den Schutz vor Kündigungen und die
Regelung der Miethöhe enthielt.7

4 Wörlen/Metzler-Müller 2018, S.10.
5 Herresthal, in: BeckOK Großkommentar BGB, § 311, Rn.2.
6 Tonner 2016, S. 177.
7 Tonner 2016, S. 178.
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Während des Nationalsozialismus wurde im Jahr 1936 ein genereller
Mietstopp verfügt, der einen weiteren Anstieg der Miethöhe untersagte.
Diese intensiv in das Privatrechtsverhältnis eingreifende Maßnahme des
NS-Staates wurde durch staatlichenWohnungsbau für Arbeiter sowie durch
eine Entrechtung und Enteignung von Juden in der Wohnungswirtschaft
flankiert. Gleichzeitig gingen die privaten Investitionen in den Wohnungs-
bau zurück. Letztlich entwickelte sich das Mietwohnungswesen im Dritten
Reich zu einer reinen staatlichen Wohnungszwangsbewirtschaftung, was
schließlich vor allem auf die massiven Zerstörungen der deutschen Städte
als unmittelbare Reaktionen auf die deutschen Kriegsaggressionen des
Zweiten Weltkrieges zurückzuführen war.8

Nach dem Zweiten Weltkrieg herrschte in ganz Deutschland eine bittere
Wohnungsnot, da weite Teile der deutschen Städte verwüstet waren. Allein
das damalige Mietrecht des BGB konnte diesem Wohnungsmangel mit sei-
nem Gedanken der Privatautonomie nicht Herr werden. Deshalb war der
Gesetzgeber gezwungen, spezielle Gesetze zur Wohnungszwangswirtschaft
zu erlassen. Ein Element davon war das Erste Wohnungsbaugesetz aus dem
Jahr 1950.9 Dieses Gesetz sah in § 1 WohnBauG eine Wohnungsbauförde-
rungspflicht von Bund, Ländern und Gemeinden vor, um innerhalb von
sechs Jahren 1,8 Millionen Wohnungen zu schaffen. Weitere Maßnahmen
waren das Fortbestehen einer Mietpreisbindung sowie ein verstärkter Mie-
terschutz, der das Kündigungsrecht der Vermieter begrenzte.10

Diese Wohnungspolitik der Nachkriegszeit war erfolgreich für die nach-
folgenden zehn Jahre, weshalb sich der Wohnungsmarkt in der Bundesrepu-
blik wieder ausbalancierte und die Wohnungszwangswirtschaft in den
1960er Jahren zurückgefahren werden konnte.

In der DDR wiederum wurde die Begrenzung der Mieterhöhung aus der
Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg beibehalten, die Wohnungswirtschaft
wurde staatlich zentralisiert verwaltet und es begannen großdimensionierte
Wohnungssiedlungsvorhaben, die ganze Stadtteile nach gleichem Muster
entwarfen. Zeugnis der sozialistischen Wohnungsbaupolitik sind nach wie
vor die riesigen Neubausiedlungen, beispielsweise in Berlin Marzahn, Leip-
zig Grünau oder Rostock Lichtenhagen.

Da in der Bundesrepublik (nach der Wiedervereinigung im ganzen Bun-
desgebiet) das Mietrecht des BGB durch die frühere Wohnungszwangswirt-
schaft der Nachkriegszeit und durch verschiedene soziale Mietrechtsanpas-
sungen unübersichtlich und auf mehrere Gesetze zersplittert war, nahm sich

8 Rottke/Markmann 2017, S. 57.
9 Erstes Wohnungsbaugesetz des Bundes, BGBl. 1950, S. 83.

10 Brox/Walker 2018, S. 179.


